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Bundesarbeitsgericht 4. Senat Urteil vom 18. April 2012
-4 AZR 392/10 -

l. Arbeitsgericht Oberhausen Urteil vom 5. August 2009
-3 Ca 26/09 -

[l. Landesarbeitsgericht Disseldorf Urteil vom 13. April 2010
- 3 Sa 906/09 -

Fur die Amtliche Sammlung: Ja

Entscheidungsstichwort:
Auslegung einer vertraglichen Bezugnahmeklausel

Gesetze:
BGB §§ 133, 157, 242; ZPO § 253 Abs. 2 Nr. 2; Tarifvertrag fur den 6f-
fentlichen Dienst im Bereich der Vereinigung der kommunalen Arbeitge-
berverbéande (TVGD/VKA); Tarifvertrag fir Arztinnen und Arzte an kom-
munalen Krankenh&usern im Bereich der Vereinigung der kommunalen
Arbeitgeberverbande (TV-Arzte/VKA) § 37 Abs. 1 Satz 1

Leitsatze:

1. Verweist eine arbeitsvertragliche Bezugnahmeklausel auf den jeweili-
gen Bundes-Angestelltentarifvertrag und die ihn ergdnzenden Tarifver-
trage, werden infolge der Tarifsukzession im &ffentlichen Dienst im Wege
der ergédnzenden Vertragsauslegung regelméBig die an dessen Stelle
tretenden Nachfolgetarifvertrége erfasst.

2. Bei der ergénzenden Vertragsauslegung des Arbeitsvertrages eines
Arztes kann, wenn die Tarifregelungen im Bereich der Vereinigung der
kommunalen Arbeitgeberverbdnde vereinbart worden sind, der
TVOD/VKA dann Vertragsinhalt sein, wenn ein tarifungebundener Arbeit-
geber die Tarifvertrage des 6ffentlichen Dienstes deshalb in Bezug ge-
nommen hat, um eine einheitliche, an einem Tarifwerk orientierte Rege-
lung der Arbeitsbedingungen herbeizuflhren.

Hinweis des Senats:
FUhrende Entscheidung zu weiteren Parallelsachen
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BUNDESARBEITSGERICHT

4 AZR 392/10

3 Sa 906/09
Landesarbeitsgericht
Disseldorf

Im Namen des Volkes!

Verkindet am

18. April 2012
Freitag, Urkundsbeamtin
der Geschéftsstelle
In Sachen

Klager, Berufungsbeklagter, Berufungsklager und Revisionskléager,

Pp.

Beklagte, Berufungsklagerin, Berufungsbeklagte und
Revisionsbeklagte,

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mindlichen
Verhandlung vom 18. April 2012 durch den Vorsitzenden Richter am Bundes-
arbeitsgericht Prof. Bepler, die Richter am Bundesarbeitsgericht Creutzfeldt und
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Dr. Treber sowie die ehrenamtlichen Richter Steding und Rupprecht flr Recht
erkannt:
1. Auf die Revision des Klagers wird das Urteil des Lan-

desarbeitsgerichts Disseldorf vom 13. April 2010 - 3 Sa
906/09 - aufgehoben.

2. Die Sache wird zur neuen Verhandlung und Entschei-
dung - auch uber die Kosten der Revision - an das Lan-
desarbeitsgericht zurtickverwiesen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten dariber, ob der Klager aufgrund arbeitsvertragli-
cher Vereinbarung Vergutung nach dem zwischen dem Marburger Bund und
der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbande (VKA) geschlossenen
Tarifvertrag fir Arztinnen und Arzte an kommunalen Krankenhausern im Be-
reich der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbande (vom 17. August
2006 - TV-Arzte/VKA) beanspruchen kann.

Der Klager ist seit dem 1. Januar 1996 bei der Beklagten, die nicht Mit-
glied in einem Mitgliedsverband der VKA ist, zuletzt als leitender Oberarzt auf
der Grundlage des Arbeitsvertrages vom 5./24. Oktober 1995 beschaftigt. In

diesem heif3t es ua.:

H§ 2

Far das  Arbeitsverhédltnis gilt der Bundes-
Angestelltentarifvertrag vom 1.4.61 in der jeweils fur den
Bereich der kommunalen Arbeitgeberverbande geltenden
Fassung (BAT/VKA) unter Berlcksichtigung der in §5
dieses Vertrages aufgefihrten Ausnahmen und Ergan-
zungen.

Erganzende Tarifvertrage finden ebenfalls Anwendung,
sofern sie fir den Bereich der Vereinigung der kommuna-
len Arbeitgeberverbénde gelten und in § 5 des Arbeitsver-
trages nichts Gegenteiliges bestimmt ist.
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§3
Der Arzt erhélt eine Vergitung nach Vergltungsgruppe la
Altersstufe 9 BAT/VKA.

Die regelméaBige wochentliche Arbeitszeit richtet sich nach
§ 15, Abs. 1 BAT/VKA.“

In § 5 des Arbeitsvertrages haben die Parteien zu einigen Bestimmun-
gen des BAT/VKA und den diesen ergdnzenden Tarifvertrdgen abweichende

Regelungen getroffen oder deren Anwendung ausgeschlossen.

Zum 1. Oktober 2005 trat der zwischen der VKA und ua. der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) geschlossene Tarifvertrag fur den 6éffentli-
chen Dienst (vom 13. September 2005 - TV6D/VKA) sowie flr den Bereich der
Krankenhauser, Pflege- und Betreuungseinrichtungen dessen besonderer Teil
Krankenhéuser (BT-K) in Kraft. Durch den Anderungstarifvertrag Nr. 1 zum
TV6D-BT-K vom 1. August 2006 wurde der BT-K mit Wirkung zum 1. August
2006 in den Besonderen Teil Krankenhauser nF und den Besonderen Teil
Pflege- und Betreuungseinrichtungen (BT-B) aufgegliedert. Ebenfalls am
1. August 2006 trat der TV-Arzte/VKA in Kraft. Bereits seit dem 1. Oktober 2005
wurde der Klager nach der Entgeltgruppe Il, Stufe 4, TVOD-BT-K vergitet. Mit
Schreiben vom 30. Juni 2007 wandte sich der Klager gegen die vorgenommene
Tarifumstellung und die Eingruppierung nach dem TVAD-BT-K. Mit weiterem
Schreiben seines Prozessbevollmachtigten vom 4. Dezember 2008 machte er
eine Vergltung nach der Entgeltgruppe IV TV-Arzte/VKA geltend.

Mit seiner am 8. Januar 2009 beim Arbeitsgericht eingegangenen Klage
hat der Klager die in der Hohe zwischen den Parteien unstreitige Vergutungsdif-
ferenz zwischen der seiner Meinung nach zutreffenden Entgeltgruppe IV TV-
Arzte/VKA und der ihm von der Beklagten gezahlten Vergiitung fir die Zeit ab
dem 1. August 2006 verlangt. Eine ergénzende Vertragsauslegung ergebe,
dass der TV-Arzte/VKA fiir das zwischen den Parteien bestehende Arbeitsver-
héltnis maBgebend sei. Es handele sich dabei um ein spezielles Regelwerk flr
an kommunalen Krankenhausern beschaftigte Arzte. Das Geltendmachungs-
schreiben vom 30. Juni 2007 erfasse den gesamten Streitzeitraum, da der TV-
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Februar 2007.

Der Klager hat zuletzt beantragt,

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Die fir eine ergan-
zende Vertragsauslegung erforderliche Llcke innerhalb der vertraglichen
Bezugnahmeregelung sei nicht eingetreten. Im Ubrigen komme selbst dann
eine Auslegung zugunsten des TV-Arzte/VKA nicht in Betracht, weil mehrere

Auslegungsergebnisse in gleicher Weise mdéglich seien und der hypothetische

die Beklagte zu verurteilen, an den Klager 21.993,30 Euro
nebst Zinsen in Héhe von funf Prozentpunkten Gber dem
Basiszinssatz gem. § 247 BGB aus 1.110,00 Euro seit dem
1. September 2006, aus 1.110,00 Euro seit dem 1. Oktober
2006, aus 1.110,00 Euro seit dem 1. November 2006, aus
1.110,00 Euro seit dem 1.Dezember 2006, aus
1.110,00 Euro seit dem 1. Januar 2007, aus 900,00 Euro
seit dem 1. Februar 2007, aus 900,00 Euro seit dem
1. Mérz 2007, aus 900,00 Euro seit dem 1. April 2007, aus
900,00 Euro seit dem 1. Mai 2007, aus 900,00 Euro seit
dem 1. Juni 2007, aus 900,00 Euro seit dem 1. Juli 2007,
aus 900,00 Euro seit dem 1. August 2007, aus
900,00 Euro seit dem 1. September 2007, aus 900,00 Euro
seit dem 1. Oktober 2007, aus 900,00 Euro seit dem
1. November 2007, aus 900,00 Euro seit dem 1. Dezember
2007, aus 900,00 Euro seit dem 1. Januar 2008, aus
759,60 Euro seit dem 1. Februar 2008, aus 759,60 Euro
seit dem 1. Marz 2008, aus 759,60 Euro seit dem 1. April
2008, aus 1.121,50 Euro seit dem 1. Mai 2008, aus
1.121,50 Euro seit dem 1. Juni 2008, aus 1.121,50 Euro
seit dem 1. Juli 2008 zu zahlen.

Wille der Parteien heute nicht mehr ermittelt werden kénne.

Das Arbeitsgericht hat der Klage teilweise stattgegeben. Das Landes-
arbeitsgericht hat die Berufung des Klagers zurlickgewiesen und auf die Beru-
fung der Beklagten die Klage insgesamt abgewiesen. Mit der vom Landes-
arbeitsgericht zugelassenen Revision verfolgt der Klager sein Klagebegehren

weiter.
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Entscheidungsgrinde

Die zulassige Revision des Klagers ist begrindet. Mit der Begriindung
des Landesarbeitsgerichts konnte die Klage nicht abgewiesen werden. Der
Senat kann aber mangels ausreichender Feststellungen des Landesarbeitsge-
richts in der Sache nicht abschlieBend entscheiden. Dies fihrt zur Aufhebung
der Entscheidung und zur Zurickverweisung an das Landesarbeitsgericht
(§ 563 Abs. 1 Satz 1 ZPO).

l. Der auf Zahlung gerichtete Antrag ist zuldssig, insbesondere ist er
hinreichend bestimmt iSd. § 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO. Wie die gebotene Ausle-
gung ergibt, ist der Klagebetrag als Bruttovergltung gefordert. Der Klager hat
bereits im Rahmen seiner Klagebegrindung, die fir die Antragsauslegung
heranzuziehen ist, stets Bruttoentgeltbetrage und -entgeltdifferenzen zugrunde
gelegt. Davon ist auch erkennbar das Arbeitsgericht in seiner Entscheidung
ausgegangen und hat die Beklagte zur Zahlung eines Bruttobetrages verurteilt.
Dies hat der Klager auch nicht gertgt.

I Der Senat kann nicht abschlieBend dartber entscheiden, ob die Zah-
lungsklage begrindet ist. Zwar richtet sich das zwischen den Parteien be-
stehende Arbeitsverhaltnis im streitgegenstandlichen Zeitraum nicht mehr nach
den Bestimmungen des BAT in der fir die VKA geltenden Fassung (BAT/VKA).
Der Senat kann aber nicht abschlieBend dariiber befinden, welcher der beiden
mdglichen Nachfolgetarifvertrége auf das zwischen den Parteien bestehende
Arbeitsverhaltnis anzuwenden ist. Das fuhrt zur Aufhebung der Berufungsent-
scheidung und zur Zurickverweisung an das Landesarbeitsgericht.

1. Das Landesarbeitsgericht hat seine klageabweisende Entscheidung im
Wesentlichen wie folgt begriindet: Die Anwendbarkeit des TV-Arzte/VKA erge-
be sich nicht aus den Vereinbarungen in den §§ 2 und 3 des Arbeitsvertrages.
Der Arbeitsvertrag sei zwar aufgrund der mangelnden Fortfilhrung des
BAT/VKA lickenhaft geworden. Eine erganzende Vertragsauslegung fihre aber
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nicht zu dem Ergebnis, welches der Klager verfolge. Seit dem 1. Oktober 2005
seien die Vergutungsregelungen des TVOD/VKA als Ersatzregelung mafBge-
bend. Die Tarifvertragsparteien einschlieBlich des Marburger Bundes héatten
zum Ausdruck gebracht, dass sie einer Uberleitung aus dem BAT/VKA in den
TV6D/VKA ab 1. Oktober 2005 zustimmten. Dem entspreche auch § 2 Abs. 1
TVU-Arzte/VKA, wonach der TV-Arzte/VKA den TV&D einschlieBlich des BT-K
abldse. Entsprechend sei das Arbeitsverhaltnis in dem Zeitraum vom 1. Oktober
2005 bis 31. Juli 2006 einvernehmlich auf der Grundlage des TVOD/VKA wei-
tergefihrt worden, was einer Vertragsliicke zum 1. August 2006 entgegenstehe.
Selbst im Falle einer Regelungslicke fehle es an ausreichenden Anhaltspunk-
ten fur die Annahme, der TV-Arzte/VKA kénne zur Liickenfiillung herangezogen

werden.

2. Dem folgt der Senat nicht. Die Nichtanwendung des TV-Arzte/VKA
kann mit der Auffassung des Landesarbeitsgerichts nicht begrundet werden.

a) Nach § 2 des Arbeitsvertrages gelten - abgesehen von den unter § 5
aufgefihrten Ausnahmen und Ergdnzungen - flir das Arbeitsverhaltnis der
,Bundes-Angestelltentarifvertrag vom 1.4.61 in der jeweils flr den Bereich der
kommunalen Arbeitgeberverbédnde geltenden Fassung (BAT/VKA)“ sowie die
erganzenden Tarifvertrage. Diese Abrede (zu den MaBstdben der Auslegung
einer solchen Allgemeinen Geschéftsbedingung BAG 19. Mai 2010 -4 AZR
796/08 - Rn. 15, BAGE 134, 283; 25. August 2010 - 4 AZR 14/09 - Rn. 23 ff.,
AP TVG § 1 Tarifvertrdge: Arzt Nr. 21) enthélt jedenfalls hinsichtlich der streit-
gegenstandlichen Vergutungsregelungen eine zeitdynamische Bezugnhahme,
die den jeweiligen BAT/VKA und nach Absatz 2 der Vertragsbestimmung auch
ihn erganzende Tarifvertrage erfasst. Dem entspricht die nachstehende Rege-
lung in § 3 des Arbeitsvertrages. Sie benennt die sich aus der vorstehenden
Bezugnahme ergebende Vergltungsgruppe, die fur die Tatigkeit des Klagers
maBgebend ist. Von diesem dynamischen Verstandnis der Bezugnahmeklausel

gehen auch die Parteien im Grundsatz Ubereinstimmend aus.

Die Bezugnahme erfasst nach ihrem Wortlaut allerdings weder den den
BAT/VKA ersetzenden TV8D/VKA noch den TV-Arzte/VKA. Beide Tarifvertrage
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sind weder eine jeweilige Fassung des BAT/VKA noch ihn ergéanzende Tarifver-
trége iSd. § 2 des Arbeitsvertrages (vgl. nur BAG 19. Mai 2010 - 4 AZR 796/08 -
Rn. 18, BAGE 134, 283). Die Vertragsregelung ist zeitdynamisch ausgestaltet,
jedoch nicht inhaltsdynamisch. Ein Zusatz, dass auch die ,ersetzenden® Tarif-
vertrdge Anwendung finden sollen (dazu BAG 22. April 2009 - 4 ABR 14/08 -
Rn. 25 mwN, BAGE 130, 286; 10. Juni 2009 - 4 AZR 194/08 - Rn. 38, AP BGB
§ 157 Nr. 38), wurde nicht in den Arbeitsvertrag aufgenommen. Davon ist auch

das Landesarbeitsgericht zutreffend ausgegangen.

b) Die unbedingte dynamische Bezugnahme bewirkt spétestens ab dem
1. August 2006 und damit fir den streitgegenstandlichen Zeitraum eine nach-
tragliche Licke der vertraglichen Vereinbarung, die im Wege der erganzenden
Vertragsauslegung (ausf. zu den Voraussetzungen und MabBstdben BAG
19. Mai 2010 -4 AZR 796/08 - Rn. 23, 31 ff., BAGE 134, 283; 6. Juli 2011
-4 AZR 706/09 - Rn. 27, 31 ff., NZA 2012, 100) zu schlieBen ist.

aa) Die dynamische Bezugnahmeregelung in § 2 des Arbeitsvertrages ist
lickenhaft. Aus der dynamischen Ausgestaltung der Bezugnahme auf das
jeweils geltende tarifliche Regelungswerk ergibt sich der Wille der Parteien,
jedenfalls die Eingruppierungs- und Vergltungsregelungen fir das Arbeitsver-
haltnis, nicht in einer bestimmten Weise festzuschreiben, sondern sie dyna-
misch an der Tarifentwicklung im 6éffentlichen Dienst im Bereich der Vereinigung
der kommunalen Arbeitgeberverbande (VKA) auszurichten. Durch die weitest-
gehende Ersetzung des BAT/VKA flir den Bereich der Kommunen zum
1. Oktober 2005 durch den Tarifvertrag far den 6ffentlichen Dienst (TV6D) vom
13. September 2005 (§ 2 Tarifvertrag zur Uberleitung der Beschéftigten der
kommunalen Arbeitgeber in den TVSD und zur Regelung des Ubergangsrechts
[TVU-VKA] vom 13. September 2005) sowie den TV-Arzte/VKA zum 1. August
2006 (§2 Abs.1 TVU-Arzte/VKA) hat die dynamische Entwicklung des
BAT/VKA und die zu seiner Erganzung geschlossenen Tarifvertrage ihr Ende
gefunden. Da die arbeitsvertragliche Bezugnahme auf dieser Dynamik aufbaut,
ist der Vertrag durch die Tarifsukzession im 6ffentlichen Dienst spatestens seit
dem 1. August 2006 lickenhaft geworden (st. Rspr., BAG 19. Mai 2010 - 4 AZR
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796/08 - Rn. 25 ff., BAGE 134, 283; 24. August 2011 - 4 AZR 683/09 - Rn. 23
mwN; 16. November 2011 - 4 AZR 246/10 - Rn. 23).

bb) Eine nachtragliche Regelungslicke kann, wie es auch das Landes-
arbeitsgericht zutreffend gewdardigt hat, nicht deshalb verneint werden, weil der
BAT/VKA noch mit seinem - statischen - Inhalt das Arbeitsverhéltnis der Partei-
en regeln kénnte, wie es die Beklagte erstinstanzlich vorgetragen hat. Ein
solches Verstandnis ist weder mit dem Wortlaut der Klausel noch mit dem
Zweck einer zeitdynamischen Bezugnahme vereinbar (ausf. BAG 25. August
2010 - 4 AZR 14/09 - Rn. 26 mwN, AP TVG § 1 Tarifvertrdge: Arzt Nr. 21 sowie
16. November 2011 - 4 AZR 246/10 - Rn. 24).

cC) Die mit der Ersetzung des BAT/VKA entstandene nachtragliche Rege-

lungslicke ist im Wege der erganzenden Vertragsauslegung zu schlieBen.

(1) Im Wege der erganzenden Vertragsauslegung tritt an die Stelle der
lickenhaften Klausel diejenige Gestaltung, die die Parteien bei einer angemes-
senen Abwéagung der beiderseitigen Interessen nach Treu und Glauben als
redliche Vertragsparteien vereinbart hatten, wenn ihnen die Unwirksamkeit der
Geschéftsbedingung bekannt gewesen ware. Die Vertragserganzung muss
deshalb fUr den betroffenen Vertragstyp als allgemeine Lésung eines stets
wiederkehrenden Interessengegensatzes angemessen sein. MaBgebender
Zeitpunkt fur die Feststellung und Bewertung des mutmaBlichen typisierten
Parteiwillens und der Interessenlage ist der Zeitpunkt des Vertragsschlusses,
da die erganzende Vertragsauslegung eine anfangliche Regelungslicke riick-
wirkend schlieBt. Das gilt auch, wenn eine Licke sich erst nachtraglich als
Folge des weiteren Verlaufs der Dinge ergeben hat (st. Rspr., BAG 19. Mai
2010 -4 AZR 796/08 - Rn. 31 mwN, BAGE 134, 283; 16. Juni 2010 -4 AZR
924/08 - Rn. 26 mwN, AP TVG § 1 Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 79;
24. August 2011 - 4 AZR 683/09 - Rn. 29 mwN).

(2) Die erganzende Vertragsauslegung bedeutet vorliegend in einem
ersten Schritt, dass die Parteien redlicherweise flir den Fall der hier vorliegen-
den Tarifsukzession des im Arbeitsvertrag benannten tariflichen Regelungs-
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werks das nachfolgende Regelungswerk des &éffentlichen Dienstes vereinbart
hatten, weil eine statische Regelung der Arbeitsbedingungen auf den Zeitpunkt
der bestehenden Tarifsukzession nicht ihren Interessen entsprach. Die Parteien
haben mit der dynamischen Ausgestaltung der Bezugnahme auf das Tarifwerk
des BAT/VKA in § 2 des Arbeitsvertrages - mit Ausnahme der in § 5 aufgefiihr-
ten Ausnahmen und Erganzungen - die Regelungen der Arbeitsbedingungen flr
die Zukunft der Regelungsmacht der Tarifvertragsparteien des offentlichen

Dienstes im Bereich der VKA anvertraut.

(3) Der erganzenden Vertragsauslegung steht nicht entgegen, dass von
der arbeitsvertraglichen Verweisung einzelne Bestimmungen des BAT aufgrund
der Regelungen des § 5 des Arbeitsvertrages ausgenommen sind. Die Parteien
haben - anders als in der grundlegend anders gelagerten Fallgestaltung, die der
Entscheidung des Senats vom 10. Juni 2009 (- 4 AZR 194/08 - AP BGB § 157
Nr. 38) zugrunde lag - nicht etwa mehrere Elemente aus verschiedenen Nor-
menwerken in einer eigenstandigen Vertragsregelung miteinander verbunden,
die einer Grundvorstellung des Arbeitsvertrages entgegensteht, mit der dynami-
schen Ausgestaltung der Bezugnahme auf das tarifliche Regelungswerk des
BAT sollten fur die Zukunft die arbeitsvertraglichen Bedingungen im Grundsatz
der Regelungsmacht der Tarifvertragsparteien des 6ffentlichen Dienstes anver-
traut werden (s. auch BAG 24. August 2011 -4 AZR 683/09 - Rn. 32; 16. No-
vember 2011 - 4 AZR 246/10 - Rn. 37).

Aus den in § 5 des Arbeitsvertrages im Einzelnen aufgefihrten unan-
wendbaren oder geanderten Bestimmungen des BAT/VKA und der diesen
erganzenden Tarifvertrdge ergeben sich keine Anhaltspunkte dafur, dass die
Parteien die grundsétzliche Anbindung ihres Arbeitsverhaltnisses an die tarifli-
chen Bedingungen des 6ffentlichen Dienstes im Bereich der VKA hinsichtlich
der streitigen Vergutungs- und Eingruppierungsbestimmungen ausschlieBen
wollten. Die Herausnahme der § 6 (Geldbnis) und § 69 BAT (Anwendbarkeit
beamtenrechtlicher Vorschriften) von der Verweisung ist naheliegend, da die
Beklagte nicht dem éffentlichen Dienst angehért. Das gilt im Wesentlichen auch
fir § 20 BAT (Dienstzeit). § 32 BAT (Ortlicher Sonderzuschlag) war bereits zum
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Zeitpunkt des Vertragsschlusses durch den 55. Anderungstarifvertrag zum BAT
vom 9. Januar 1987 gestrichen. § 33 BAT regelt Zulagen fur Bereiche, die fur
das Arbeitsverhaltnis der Parteien nicht einschlagig sind, die §§ 62 bis 64 BAT
das Ubergangsgeld nach Beendigung des Arbeitsverhaltnisses. Bei den Ande-
rungen und Erganzungen im Ubrigen handelt es sich im Wesentlichen um
Sonderregelungen fir die spezielle Berufsgruppe des Kléagers (zB §§ 42 und 50
BAT) und die Anpassung an den kirchlichen/diakonischen Dienst (zB §§ 8, 29
Abs. 5 bis Abs. 7 BAT, Regelungen im Bereich des Zuwendungs-Tarifvertrages
fiir Angestellite).

(4) Aufgrund der Aufspaltung der Regelungen des BAT/VKA in die tarifli-
chen Regelungen des TVOD/VKA und den TV-Arzte/VKA ist im Wege der
erganzenden Vertragsauslegung zu bestimmen, welche Nachfolgeregelung
nach § 2 des Arbeitsvertrages mafBgebend sein soll, also welches Tarifwerk die
Parteien in Bezug genommen hatten, wenn sie die eingetretene aufgespaltene

Tarifsukzession bedacht hétten.

Cc) Mit der Begrundung des Landesarbeitsgerichts kann die den Klagean-
spruch ausschlieBende Anwendung des TVOD/VKA ab dem 1. Oktober 2005

nicht angenommen werden.

aa) Bereits die grundlegende Annahme des Landesarbeitsgerichts, auf-
grund der zeitlichen Abfolge sei die vertragliche Regelung schon zum 1. Okto-
ber 2005 lickenhaft geworden und infolgedessen sei der TVOD/VKA anzuwen-
den, der als einziger Tarifvertrag bereits zu diesem Zeitpunkt zur Lickenfillung
dienen konnte, ist nicht zwingend. Das Landesarbeitsgericht tbersieht, dass der
BAT/VKA, soweit er vom Marburger Bund mit abgeschlossen wurde, von
diesem erst zum 31. Dezember 2005 gekundigt wurde und bis zum Inkrafttreten
des TV-Arzte/VKA zwischen dem Marburger Bund und der VKA gemaB § 4
Abs. 5 TVG nachwirkte (zur Tarifhistorie s. etwa BAG 7. Juli 2010 -4 AZR
549/08 - Rn. 3, BAGE 135, 80). Eine vertraglich lickenhafte Regelung bereits
ab dem 1. Oktober 2005 kdnnte nur dann angenommen werden, wenn es dem
Willen der Parteien entsprochen hatte, gerade das zwischen der VKA und der
Gewerkschaft ver.di vereinbarte Tarifwerk und damit auch dessen Nachfolgere-
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gelung, nicht dagegen dasjenige des Marburger Bundes in Bezug zu nehmen
(fir die allerdings abweichende Fallgestaltung einer Verglitungsabrede eines
Chefarztes ,entsprechend der Vergltungsgruppe | BAT* anders, weil hier eine
Uberleitungsregelung im TVU-VKA besteht und der TV-Arzte/VKA nach seinem
persénlichen Geltungsbereich Cheférzte nicht erfasst BAG 9. Juni 2010 - 5 AZR
696/09 - NZA 2011, 109). Dazu fehlt es an den erforderlichen Feststellungen

seitens des Landesarbeitsgerichts.

bb) Das Landesarbeitsgericht beruft sich hierbei auch zu Unrecht auf § 2
Abs. 1 Satz 1 TVU-Arzte/VKA. Soweit dort die Parteien dieses Tarifverirages
eine Ersetzung des TVOD und des BT-K vereinbart haben, ist dies ohne Bedeu-
tung. Die Tarifvertragsparteien des TVU-Arzte/VKA kdnnen in ihrem Tarifwerk
nicht die Ersetzung von Tarifvertrdgen festlegen, die von anderen Tarifvertrags-
parteien geschlossen wurden. Deshalb konnten sie damit auch nicht zum
Ausdruck bringen, sie hatten einer Uberleitung ,aus dem BAT in den TV6D ab
01.10.2005“ zugestimmt, wie es das Berufungsgericht angenommen hat. Fur
die tarifgebundenen Mitglieder ist allein die tarifliche Rechtslage maBgebend.
Flr die Auslegung einer einzelvertraglichen Bezugnahmeklausel ist eine solche
von nicht am Arbeitsvertrag Beteiligten vereinbarte ,Tarifregelung® und ein sich
etwaiger daraus ableitbarer Wille der Tarifvertragsparteien grundsétzlich ohne
Bedeutung (vgl. BAG 19. Mai 2010 - 4 AZR 796/08 - Rn. 20 mwN, BAGE 134,
283).

cC) SchlieBlich folgt die Anwendung des TV6D/VKA im Wege der ergén-
zenden Vertragsauslegung nicht aus der Durchfiihrung des Arbeitsverhéaltnisses
far den Zeitraum vom 1. Oktober 2005 bis 31. Juli 2006 auf der Grundlage
dieses Tarifvertrages.

(1) Zwar darf sich das Ergebnis einer erganzenden Vertragsauslegung
nicht in Widerspruch zum Parteiwillen setzen. Dieser Grundsatz ist aber dahin-
gehend zu prézisieren, dass eine erganzende Vertragsauslegung nicht im
Widerspruch zu dem im Vertrag zum Ausdruck gebrachten Parteiwillen stehen
und nicht zu einer unzulassigen Erweiterung des Vertragsgegenstandes flihren
darf (BGH 22. April 1953 - Il ZR 143/52 - BGHZ 9, 273). Ohne Bedeutung sind

JLaw — Gesetze und Urteile o ~ Available on the [
Kostenlos (mobile App) » Google play D App Store

W Uber 200 Gesetze " ; —
Uber 100.000 Urteile JLaw — flir Android JLaw — flr i0OS

www.prinz.law

27

28

29

12 -

28 yyuIr ‘73 e/8 §§ yoeu yuequaje(J S[e puis FunjuIwress2)1N 19p (12 1 YINY :SIOMUIL
D 3} BLE C I 19 oL ! !

JzZmuyose


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-12 - 4 AZR 392/10

hingegen unterschiedliche Auffassungen der Parteien, wie eine Regelungslicke
zu schlieBen ist. Bei den Begleitumsténden, die Rickschlisse auf den erklarten
Geschéftswillen haben kénnen, sind bei der Auslegung grundsétzlich nur
diejenigen zu berucksichtigen, die bei Abschluss des Rechtsgeschéfts erkenn-
bar waren. Dies gilt auch im Rahmen der erganzenden Vertragsauslegung.
Soweit gleichwohl ein nachtragliches Verhalten der Parteien bei der Auslegung
von Willenserklarungen bericksichtigt wird (vgl. Staudinger/Singer BGB Neu-
bearbeitung 2012 § 133 Rn. 50 mwN), muss es ,Ruckschlisse auf den tatsach-
lichen Willen und das tatsachliche Verstandnis der an dem Rechtsgeschéft
Beteiligten zulassen®. Hierzu bedarf es in der Regel aber einer Uber lédngere Zeit

gelbten einversténdlichen Vertrags- und Zahlungspraxis.

(2) Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor. Dabei kann es dahinste-
hen, ob aus der Tatsache, dass das Arbeitsverhéltnis fur den genannten Zeit-
raum auf Grundlage des TVOD/VKA durchgefuhrt wurde, nach den genannten
Kriterien Uberhaupt auf einen Willen der Parteien bei Vertragsschluss geschlos-
sen werden kann, es solle der TV6D/VKA maBgebend sein. Selbst wenn man
davon ausgehen wirde, fehlt es an einer Uber langere Zeit einverstandlich
ausgeubten Vertrags- oder Zahlungspraxis. Weiterhin hat das Landesarbeitsge-
richt nicht bericksichtigt, dass ausweislich des Schreibens des Klagers vom
30. Juni 2007 die Beklagte die ,Tarifumstellung® mit ihrem Schreiben vom
27. Marz 2007 mitgeteilt hat, weshalb schon nicht feststeht, ob tatsachlich ab
dem 1. Oktober 2005 bereits eine ,vollstéandige“ Uberleitung in den TVOD/VKA

vorgenommen worden ist.

dd) Entgegen der hilfsweise herangezogenen Annahme des Landes-
arbeitsgerichts kann eine erganzende Vertragsauslegung fur die Zeit ab dem
1. August 2006 auch nicht mit der Begriindung abgelehnt werden, es hatte eine
Vielzahl von moglichen Regelungsméglichkeiten bestanden, weshalb es an
ausreichenden Anhaltspunkten fir die Durchfihrung einer erganzenden Ver-
tragsauslegung fehle. Fir eine ,Abkoppelung“ von den Tarifwerken des éffentli-
chen Dienstes als mutmaBlichen Parteiwillen gibt es keinerlei Hinweise. Dem
steht zudem entgegen, dass die Parteien mit der dynamischen Inbezugnahme
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des BAT/VKA sich gerade der Regelungsbefugnis dieser Tarifvertragsparteien
des o6ffentlichen Dienstes anvertraut haben. Deshalb kann des Weiteren auch
nicht angenommen werden, die Vertragsparteien héatten im Wege der Lucken-
fullung die einschlagigen kirchlichen Arbeitsvertrags-Richtlinien in Bezug ge-
nommen. Hier handelt es sich nicht um Regelungen, deren Urheber die Tarif-
vertragsparteien des 6ffentlichen Dienstes sind.

3. Uber die Klage kann nicht aus anderen Griinden abschlieBend ent-
schieden werden. Die bisherigen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts
lassen keinen Schluss darauf zu, welchen der beiden hier in Frage stehenden
Tarifvertrage die Parteien in Bezug genommen héatten, wenn sie im Zeitpunkt
des Vertragsschlusses von der Ersetzung des BAT/VKA durch mehrere Tarif-

vertrage Kenntnis gehabt hatten.

a) Zutreffend geht das Landesarbeitsgericht davon aus, dass entgegen
der Auffassung des Klégers der TV-Arzte/VKA gegeniiber dem TVSD/VKA nicht
der sachnéahere Tarifvertrag ist. Der TV6D-BT-K idF vom 1. August 2006 stellt
fur das arztliche Personal in Krankenhausern ein volistandiges Tarifwerk mit
speziellen Entgeltgruppen und -regelungen dar. Die einzelnen Bestimmungen
beider Tarifwerke stimmen mit Ausnahme der Vergitungshéhe im Wesentlichen
Uberein. Unterschiede, die vorrangig den Entgeltbereich betreffen, flihren flr
sich genommen nicht zu gréBerer Sachnahe (s. nur Bayreuther NZA 2009,
935).

Zudem handelt es sich bei dem Prinzip der Sachnahe oder Spezialitat
um eine tarifrechtliche Kollisionsregel, die dazu dient, eine Tarifkonkurrenz
aufzulésen (vgl. BAG 9. Dezember 2009 - 4 AZR 190/08 - Rn. 49, AP TVG § 3
Nr. 48 = EzA TVG § 3 Nr. 34). Eine Tarifkonkurrenz kann aber bei der arbeits-
vertraglichen Bezugnahme auf einen Tarifvertrag nicht entstehen (s. nur BAG
29. August 2007 - 4 AZR 767/06 - Rn. 20, BAGE 124, 34). Fur die erganzende
Vertragsauslegung ist deshalb das tarifrechtliche Prinzip der Spezialitat ohne
Belang, sofern sich nicht aus dem Regelungsplan des Vertrages Gegenteiliges
ergibt (BAG 29. Juni 2011 - 5 AZR 186/10 - Rn. 30, KHE 2011/126). Solche

Anhaltspunkte sind vorliegend nicht ersichtlich.
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b) Eine Mitgliedschaft des Klagers im Marburger Bund allein kann fir die

Interessenlage der Parteien bei Vertragsschluss keine Hinweise geben. Selbst
wenn die Beklagte zum damaligen Zeitpunkt davon Kenntnis gehabt hétte, fehlt
es nach dem bisherigen Vorbringen der Parteien an Anhaltspunkten dafr,
dieser Umstand sei von Bedeutung fur den Inhalt der Bezugnahmeklausel

gewesen.

C) Far eine Anwendung des TV6D/VKA im Wege der ergénzenden Ver-
tragsauslegung kénnte allerdings sprechen, dass die Beklagte nach den Fest-
stellungen des Landesarbeitsgerichts Uber Jahrzehnte mit dem gesamten, also
auch dem nicht-arztlichen Personal den BAT/VKA vereinbart hatte. Flr die
unmittelbar im Anschluss getroffene Schlussfolgerung des Landesarbeitsge-
richts, dies sei ,mithin“ zur Vereinheitlichung der Arbeitsbedingungen und aus
Grunden der Verwaltungsvereinfachung erfoigt, fehlt es aber an entsprechen-
den Tatsachenfeststellungen. Insbesondere hat das Landesarbeitsgericht nicht
festgestellt, ob auch mit dem nicht-arztlichen Personal entsprechende, ggf. auf
den jeweiligen Beschéftigtenkreis bezogene Ausnahmen und Ergénzungen
getroffen wurden, wie sie in § 5 des zwischen den Parteien geschlossenen
Arbeitsvertrages vereinbart sind. Anderenfalls kénnte nicht mehr ohne Weiteres
von einer ,Schaffung moéglichst einheitlicher Arbeitsbedingungen® ausgegangen

werden.

4. Der Rechtsstreit ist deshalb zur neuen Verhandlung und Entscheidung
an das Landesarbeitsgericht zurlckzuverweisen.

a) Das Landesarbeitsgericht wird im Rahmen der neuen Verhandlung
Feststellungen darlber zu treffen haben, ob den von der Beklagten vereinbar-
ten Bezugnahmeklauseln unter Bericksichtigung von ,Ausnahmen und Ergan-
zungen® iSd. §5 des vorliegenden Arbeitsvertrages der Regelungszweck
entnommen werden kann, fir alle Beschaftigten Arbeitsbedingungen zu schaf-
fen, die sich an der einheitlichen Anwendung eines Tarifvertrages orientieren,
der fir samtliche Beschaftigtengruppen Regelungen enthélt. Hierfur kénnte
auch sprechen, dass es sich vorliegend um einen tarifungebundenen Arbeitge-
ber handelt, der die seinen Betrieb in ihrem fachlichen Geltungsbereich erfas-
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senden Tarifvertrdge vor allem deshalb in Bezug genommen haben konnte, weil
dies die bezweckte einheitliche Regelung der Arbeitsbedingungen herbeiflihren
kann, und er nicht zugleich an Tarifvertrage eines Verbandes gebunden ist, die
dieser mit anderen Tarifvertragsparteien auf Arbeithnehmerseite geschlossen
hat. Ausgehend von einem solchen - allerdings noch festzustellenden - Rege-
lungszweck wére dies nicht der TV-Arzte/VKA, der nach seinem §1 Abs. 1
Satz 1 lediglich fur Arztinnen und Arzte Regelungen trifft, sondern der
TVOD/VKA, weil er sowohl nach seinem fachlichen als auch nach seinem
persdnlichen Geltungsbereich in der Lage ist, fur die Gesamtheit der im Betrieb
der Beklagten beschaftigten Arbeitnehmer den verfolgten Zweck zu gewahrleis-
ten (so bereits BAG 25. August 2010 -4 AZR 14/09 - Rn. 33, AP TVG § 1
Tarifvertrdge: Arzt Nr. 21).

Sollten hingegen nur mit den arztlichen Beschéftigten Vereinbarungen
iSd. § 5 des Arbeitsvertrages geschlossen worden sein, kdnnte dies ein An-
haltspunkt fir die Absicht sein, fir diese gesonderte Arbeitsbedingungen zu
schaffen. Ob sich daraus die weitere Annahme ableiten lasst, der TV-Arzte/VKA
sei anzuwenden, wird das Landesarbeitsgericht unter Wirdigung der Vertrags-
praxis der Beklagten insgesamt und des weiteren Sachvortrags der Parteien zu
entscheiden haben.

b) Fir den Fall, dass das Landesarbeitsgericht zur Anwendung der Vergu-
tungsregelungen des TV-Arzte/VKA auf das Arbeitsverhéltnis der Parteien
gelangt, wird es zu prifen haben, ob der Klager die tarifliche Ausschlussfrist
gemaB § 37 Abs. 1 Satz 1 TV-Arzte/VKA gewahrt hat, die bei einer vertragli-
chen Bezugnahme des TV-Arzte/VKA aufgrund der Verweisung in § 2 des

Arbeitsvertrages zur Anwendung kdme.

aa) Zur Geltendmachung im Sinne tariflicher Ausschlussfristen gehért, die
andere Seite zur Erfullung des Anspruchs aufzufordern. Dies braucht zwar nicht
wértlich, muss jedoch hinreichend klar geschehen. Der Anspruchsinhaber muss
unmissverstandlich zum Ausdruck bringen, dass er Inhaber einer bestimmten
Forderung ist und auf deren Erfiillung bestehen wird. Die Geltendmachung
nach § 37 Abs. 1 Satz 1 TV-Arzte/VKA setzt voraus, dass der Anspruch seinem
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Grunde nach hinreichend deutlich bezeichnet und dessen Hohe, dh. der Zeit-
raum, fir den er verfolgt wird, mit der fir den Schuldner notwendigen Klarheit
ersichtlich gemacht wird. Der Sinn und Zweck der Regelung besteht darin, dem
Schuldner gegenlber den behaupteten Anspruch so zu kennzeichnen, dass er
sich uber Inhalt und Umfang klar werden kann und dem Glaubiger die Erhebung
einer formellen Klage zunachst erspart wird. Deshalb missen flr den Arbeitge-
ber die Art des Anspruchs sowie die Tatsachen, auf die der Anspruch gestitzt
wird, erkennbar sein. Eine rechtliche Begriindung ist nicht erforderlich (vgl. zu
§ 70 BAT BAG 7. Juli 2010 - 4 AZR 549/08 - Rn. 83 mwN, AP GG Art. 9 Nr. 140
= EZA TVG § 4 Tarifkonkurrenz Nr. 25; 17. Mai 2001 - 8 AZR 366/00 - zu Il 3 b
der Grinde mwN, AP BAT-O §70 Nr.2 = EzA TVG § 4 AusschiuBfristen
Nr. 136). Daruber hinaus muss dem Anspruchsschuldner gegeniber unmiss-
verstandlich klargestellt werden, dass auf der Anspruchserflillung bestanden
wird. Allein die Aufforderung, die bisherige Nichterfliillung ,zu Uberdenken® oder
,ZU Uberprufen® ist noch keine Geltendmachung im Tarifsinn, weil ihr das
eindeutige Erfullungsverlangen fehlt. Gleiches gilt fir den Hinweis, sich ,die
Geltendmachung der Anspriche vorzubehalten® (BAG 23. September 2009
- 4 AZR 308/08 - Rn. 39 mwN, AP BAT-O §§ 22, 23 Nr. 40).

bb) Das Geltendmachungsschreiben seines Prozessbevollmachtigten vom
4. Dezember 2008 wahrt jedenfalls die Ausschlussfrist flr eventuelle nach § 25
Abs. 1 Satz1 TV-Arzte/VKA am 30. Juni 2008 und danach fallig gewordene
Entgeltanspriche. Es bezeichnet eindeutig den Tarifvertrag und die Entgelt-
gruppe, nach denen der Kléager die Vergitung verlangt. Darliber hinaus nennt

es den Zeitraum, flr den die Nachzahlung beansprucht wird.

cC) Demgegenulber erfillt das Schreiben des Klagers vom 30. Juni 2007
diese Anforderungen nicht, weshalb es dahinstehen kann, ob die Ausschluss-
fristen erst durch die abschlieBende Unterzeichnung des TV-Arzte/VKA am
23. Februar 2007 in Gang gesetzt wurden.

(1) Dem Schreiben ist nicht eindeutig zu entnehmen, welches tarifliche
Regelwerk der Kléager auf sein Arbeitsverhaltnis angewendet wissen will. Er ist
der Auffassung, dass angesichts des Wortlauts von § 2 des Arbeitsvertrages,

JLaw — Gesetze und Urteile o ~ Available on the [
Kostenlos (mobile App) » Google play D App Store

W Uber 200 Gesetze " ; —
N Law — fir A Law — fi
Uber 100.000 Urteile JLaw — flir Android JLaw — flr i0OS

www.prinz.law

42

43

44

17 -

23 DYIN ' BLY §§ Yoru Yuequa)e( S[e PuIs SUNUIteSS[12)1) 1P J[I2 ], YONY :SIOMUTE]

RANNIRRE


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt

-17 - 4 AZR 392/10

der den ,BAT/VKA® in Bezug nehme, ein ,Automatismus dahingehend, dass
automatisch ein den BAT/VKA ersetzender Tarifvertrag gilt“, seinem Vertrag
nicht zu entnehmen sei. Daher sei bereits die Anwendung des TV6D fragwr-
dig. Nur far den Fall, dass das in Bezug genommene tarifliche Regelwerk

Uberhaupt durch ein anderes ersetzt werde, sei der TV-Arzte/VKA anzuwenden.

(2) Damit hat der Klager lediglich eine Rechtsauffassung dargelegt, ohne
einen konkreten Anspruch nach dem TV-Arzte/VKA zu reklamieren. Vielmehr
stellt er die Anwendung eines ersetzenden Tarifvertrages auf sein Arbeitsver-
héltnis gerade in Abrede. Nur fur den Fall, dass der Standpunkt der Beklagten
zutrafe, es komme eine Ersetzung in Betracht, legt der Klager dar, warum dies
aus seiner Sicht der TV-Arzte/VKA und in der Folge die Entgeltgruppe IV TV-
Arzte/VKA sei. Damit argumentiert der Klager nur alternativ und ohne konkret
zum Ausdruck zu bringen, welcher Tarifvertrag hinsichtlich der Eingruppierung
auf sein Arbeitsverhaltnis anzuwenden sei. Dem entspricht es, dass er ab-
schlieBend um eine wohlwollende Prifung bittet, ohne ein Erflllungsverlangen
zu formulieren. Dies stellt lediglich eine Aufforderung an die Beklagte dar, ihre
vorgenommene Eingruppierung und die Anwendung des TV6D/VKA als ein-
schlagigen Tarifvertrag noch einmal zu Gberprifen, nicht jedoch eine ordnungs-
gemaBe Geltendmachung im Rahmen einer tariflichen Ausschlussfrist.

Der Vorsitzende Rich- Creutzfeldt Treber
ter am Bundesarbeits-

gericht Prof. Bepler ist

in den Ruhestand

getreten und daher an

der Unterschriftsleis-

tung gehindert.

Creutzfeldt

Steding Rupprecht

JLaw — Gesetze und Urteile
Kostenlos (mobile AE )

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flir Android JLaw — flr i0OS

www.prinz.law

45

23 DYIN ' BLY §§ Yoru Yuequa)e( S[e PuIs SUNUIteSS[12)1) 1P J[I2 ], YONY :SIOMUTE]

RANNIRRE


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	BUNDESARBEITSGERICHT

	URTEIL

	Von Rechts wegen!

	Tatbestand

	Entscheidungsgründe



